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Do, 14.00 h c.t. - 15.45, LS 01 R.104 b

Achtung: Wg Bombenentschärfung findet die Vorlesung heute im Audimax (CAP 2) HS E statt.
25.10.2018: Verfahrensprinzipien. Verfahrensbeteiligte.


H. Verfahrensprinzipien

„Verfahrensprinzipien (oder Prozessmaximen)“ sind als theoretische Leitlinien und Strukturgrundsätze im deutschen ZivilprozessR bekannt; sie helfen aber auch zum Verständnis des Insolvenzrechts, da dieses im Grundsatz Verfahrensrecht ist. Einige dieser Verfahrensprinzipien entsprechenden den Prinzipien des Zivilprozessrechts, sie sind aber in der Insolvenz anders ausgeformt (auch in Abwägung untereinander). Daneben kann man im Insolvenzverfahren einige weitere „besondere“ Verfahrensmaximen feststellen.

I. Allgemeine Verfahrensgrundsätze (Prozessmaximen)
1. Dispositionsmaxime: Beteiligte („Parteien“ des Zivilprozesses) bestimmen über Beginn, Gegenstand und Beendigung des Verfahrens (Ggs. Offizialprinzip/-maxime)

Ausprägungen zum Beispiel:
- Insolvenzantrag, § 13 - Rücknahme nur beschränkt, § 13 II: nur bis zur Eröffnung des InsVerf.

- Gläubiger bestimmen über grds. Zielrichtung des Verfahrens: Liquidation oder Sanierung, s. § 157

- Insolvenzplan § 217 letzter HS., aber DispMaxime gilt nur beschränkt (betr. „Befriedigung“ [= Auffangregel für Vorschriften, die nicht als zwingend anzusehen sind], „Verwertung“ [156 - 173], „Verteilung“ [d.h. 187 - 206] und „Haftung des Schu nach Verwertung“ [201 f., 286 - 303]), d.h. z.B. nicht für Organverteilung gem. InsO, überhaupt die Bestimmungen der §§ 1 - 147 InsO und Vorschriften über den Ablauf des InsVerf für die Zeit vor Wirksamwerden des Plans (§§ 148 - 186)

2. Inquisitionsmaxime: Ermittlung des Tatsachenstoffes durch Gericht oder Behörde von Amts wegen (Ggs. Verhandlungsmaxime):

Im InsVerfahren gilt grds. Amtsermittlung: § 5, aber in Praxis beschränkt (arg. Ermittlungsbefugnisse des InsVerwalters §§ 80 ff). Wichtig insbes. Ernennung eines Sachverständigen zur Feststellung des Verfahrenseröffnungsgrundes §§ 16 ff und der voraussichtlichen Kostendeckung § 26). In insolvenzbezogenen RStreitigkeiten allg. Regeln (Verhandlungsmaxime)

Beispiel aus der Rspr.: angelehnt an BGH, Beschluss vom 12. Dezember 2002 (zugänglich auf Webseite des BGH, www.bundesgerichtshof.de)

Schu beantragt bei InsGericht Eröffnung des InsVerf über sein Vermögen. Er führt aus: „Ich bin zur Zeit arbeitslos und beziehe Arbeitslosengeld in Höhe von 600,--. Ich habe vor einem halben Jahr eines eidesstattl. Versicherung abgeben. Bis vor 2 Jahren hatte ich eine Gaststätte, die aber nicht gut lief, so dass ich sie schließen musste. Daraus sind Forderungen in Höhe von ca. 50000,-- offengeblieben. Die genaue Zahl der Gläubiger kenne ich nicht. Die drei größten Gläubiger sind … (wird ausgeführt).“

Das InsGericht forderte den Antragsteller auf, seine Angaben zu präzisieren. Dies erfolgte nicht. Darauf wies das InsGericht den Antrag zurück.

Hiergegen Beschwerde und Rechtsbeschwerde des Antragstellers. Erfolgsaussichten?

I. Zulässigkeit der Beschwerde

1. Statthaftigkeit sof. Beschwerde gg. Ablehnung der VerfEröffnung gem. § 34 InsO iVm § 6 InsO iVm §§ 567 ff ZPO

2. Form/Frist: keine Bedenken

II. Begründetheit der Beschwerde, wenn Antrag nicht hätte abgelehnt (zurückgewiesen) werden dürfen. Zulässigkeit des Antrags? S. § 13 InsO (Form 13 I 1, Antragsberechtigung 13 I 2, als Prozesshandlung unbedingt und unbefristet, Substantiierung eines Eröffnungsgrundes § 16 ff ) mit bestimmten Pflichtangaben, aber nur bei nicht eingestelltem Geschäftsbetrieb. GlAntrag zusätzlich § 14 Glaubhaftmachung. Hier Frage, ob Antrag deshalb nicht zurückgewiesen werden durfte, weil Gericht möglicherweise im Rahmen seiner Amtsermittlungspflicht gem. § 5 selbst weitere Erkundigungen hätte anstellen müssen.

BGH: Amtsermittlungspflicht § 5 setzt einen zulässigen InsAntrag voraus: gilt nicht im sog. Zulassungsverfahren, erst danach im sog. EröffnungsVerf ieS (dann ggf. Zwangsmaßnahmen gem. § 20 InsO iVm §§ 97, 98 InsO). Schu muss InsGrund iSd § 16 InsO in substantiierter, nachvollziehbarer Form darlegen (§ 4 InsO iVm § 253 II Nr.2 ZPO). Aber gesteigerter Maßstab der Glaubhaftmachung muss bei SchuAntrag nicht erfüllt werden (s. § 14 I InsO). Hier InsGrund der Zahlungsunfähigkeit § 17 = Unfähigkeit, die fälligen Forderungen im wesentlichen zu begleichen.

Im vorliegenden Fall waren Tatsachen nicht hinreichend belegt, zudem keine Aussage zur Fälligkeit. ( InsGericht durfte Antrag zurückweisen (nach Gelegenheit an Antragsteller zur Ergänzung seines Vortrags, Art.103 I GG)

3. Öffentlichkeit: grds. nur Beteiligtenöffentlichkeit, vgl. § 74 I 2. Gilt auch für Gläubiger, deren Forderungen bestritten sind (aber Stimmrecht nur im Fall des § 77 II InsO: Ermessen des Gerichts auf Grundlage einer kursorischen mat. Prüfung). Zulassung anderer Personen mit bes. Interesse durch das InsGericht in Einzelfällen zulässig, § 175 II 2 GVG: z.B. Zulassung von Pressevertretern in Großverfahren „mit überregionaler Bedeutung“.

4. Beschleunigung, vgl.

- § 29 (relativ knappe Fristen: Berichtstermin § 156 möglichst rasch [6 Wochen bis 3 Mon.), Prüfungstermin § 176 iVm Anmeldefrist § 28 [2 Wochen bis 3 Mon.]) --> aber in Praxis manchmal nicht unproblematisch, insbes. bei Unternehmensinsolvenzen;

- vereinfachte FordFeststellung gem. §§ 174 ff InsO

- Beschränkung der Rechtsmittel, § 6: nur befristete („sofortige“) Beschwerde und nur wenn ausdrücklich vorgesehen.

II. Insolvenzspezifische Verfahrensgrundsätze
1. Erfassung des Gesamtvermögens des Schu: jetzt auch Einbezug Neuerwerb, § 35 I 2.HS. InsO. 

-->Wertungsgründe für Einbezug Neuerwerb? Vor-/Nachteile? Zshang mit Restschuldbefreiung.

2. Erfassung grds. aller Gläubiger: s. § 38 ("InsGl"). Sonderregeln gelten für Neugläubiger (Hauptbestandteil der sog. MasseGl, vgl. § 53).

3. Par condicio creditorum, vgl. §§ 38 - 39 (implizit), § 209 I letzter HS. (MasseFord), § 226 (InsPlan: gruppenbezogen!), § 294 (Restschuldbefreiung) 

4. Geldliquidation, § 45. Ausnahme Aussonderung §§ 47 ff und uU schwebende Verträge §§ 103 ff InsO

5. Entscheidungsdezentralisation: keine sog. vis attractiva concursus: § 3 gilt nur für Eröffnung des InsVerf selbst.

Vgl. § 180 (Feststellungsstreitigkeiten). Insbesondere keine Zuständigkeit des InsGerichts für InsAnfechtung §§ 129 und schwebende RStreitigkeiten, vgl §§ 85 f., 180.

--> Rechtspolitische Sinn dieses Prinzips? Kritik?

I. Verfahrensbeteiligte
Wenn man sich bemüht, das Insolvenzrecht gedanklich nach bestimmten Kriterien zu ordnen (z.B. Unternehmensinsolvenz – Verbraucherinsolvenz, Stadien des Verfahrensablaufs, Verfahrenprinzipien), lässt es sich leichter „verstehen“. Ein weiteres mögliches Kriterienpaar ist die die Gliederung des Insolvenzverfahrens nach subjektiven und objektiven Grundelementen. Wichtiges „subjektives“ Grundelemente sind die Beteiligten des Insolvenzverfahrens. Wichtigstes „objektives“ Grundelement ist die (im Insolvenzverfahren zu verwaltende und verteilende) Insolvenzmasse (dazu in der nächsten Vorlesung).

1. Verfahrensbeteiligte i.w.S. =  so genannte Insolvenzorgane (gesetzlich vorgesehene Funktionsträger im Insolvenzverfahren, die die richtige und interessenausgleichende Durchführung des Insolvenzverfahrens gewährleisten sollen)
a) InsGericht, §§ 2 f. InsO --> Ausführungsgesetze in einigen Bundesländern (Bay, BW, auch SH: G  vom 11.12.1998 und Landesverordnung zur Bestimmung der Insolvenzgerichte 1998).

aa) Bes. Abteilung des Amtsgerichts: grds. RPfl zuständig (§ 3 Nr.2 e RPflG; Justizbeamter des gehobenen Dienstes mit spezieller 2-jähriger Ausbildung); aber RichterZust für Eröffnung des Verfahrens (§ 18 I RPflG)
Laufbahngruppen bei Beamten: einfacher Dienst - mittlerer Dienst – gehobener Dienst – höherer Dienst

ESUG führt Regelung in § 22 VI GVG zu Erfordernis insolvenz-r-spezifischer Kenntnisse der Insolvenzrichter ein: „Ri in Insolvenzsachen sollen über belegbare Kenntnisse auf dem Gebiet des InsR etc. verfügen“. Ausbildungsbedarf!

bb) Örtl. Zuständigkeit: § 3 InsO (grds. Interessenmittelpunkt Schuldner mit Indizwirkung allg. Gerichtsstand §§ 12 ff ZPO.

Grds. jeweils das Amtsgericht am Sitz eines Landgerichts (in SH: 4 Landgerichte [Flensburg, Itzehoe, Kiel, Lübeck], aber 13 Insolvenzgerichte (unter insgesamt 18 Amtsgerichten)

S.a. Suchformular auf Justizportal des Bundes und der Länder, www.justiz.de. Eingerichtet durch Beschluss der JuMiKo 2005, administriert von Justizministerium NRW.

Aus Wikipedia:

„Neben Broschüren und Formularen werden insbesondere zu den folgenden Bereichen Informationen angeboten:

· Auskunft aus den Handels-, Genossenschafts-, Vereins- und Partnerschaftsregistern

· Bundes- und Landesrecht

· Bekanntmachungen in Insolvenzverfahren

· Internationaler Rechtsverkehr

· Internet-Grundbucheinsicht

· Mahnverfahren

· Rechtsprechung

· Zwangsversteigerungstermine im Internet

· Orts- und Gerichtsverzeichnis

Daneben werden die Beschlüsse der Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister (JuMiKo), die Aktivitäten auf dem Gebiet des elektronischen Rechtsverkehrs sowie die Tätigkeiten der Bund-Länder-Kommission für Datenverarbeitung und Rationalisierung in der Justiz (BLK) dargestellt.“

Die im Reformgesetzgeber ursprünglich geplante stärkere örtl. Konzentration der Insolvenz​gerichte wurde im ESUG letztlich nicht bundeseinheitlich vorgenommen. Liegt jetzt in der Entscheidung der Bundesländer (s. § 2 II InsO).


cc) Sachliche Zuständigkeit der Insolvenzgerichte

aaa) Eröffnung, Durchführung und Beendigung des InsVerf, aber keine Zuständigkeit für Verwaltungstätigkeiten. § 5 allg. Ermittlungsbefugnis (in Praxis eng gehandhabt); Aufsichtsfunktion, z.B. § 58 InsO
bbb) Aber nur relativ enge Streitentscheidungskompetenzen, z.B. über Stimmrecht in GlVersammlung (§ 77 InsO).


b) InsVerwalter, §§ 56 ff InsO; andere "Verwalter" (vorläufiger Verwalter § 22, Sachwalter § 270 etc.).

Grundcharakteristik: In der InsO und Praxis die zentrale Figur bei der Durchführung des Insolvenz​verfahrens.
aa) Ernennung
aaa) Durch das InsGericht, §§ 27 I 1, 56 InsO.

Zur Auswahl und Vorauswahl s. Beispiele aus der Rechtsprechung des BVerfG

1) Beschluss vom 3.8.2004 (gg. Beschlüsse des OLG Koblenz und des OLG Schleswig aus den Jahren 1999 und 2001):

Nach § 56 InsO bestellt das InsGericht zum InsVerwalter eine „geeignete, geschäftskundige Person“. Im einzelnen Ermessensentscheidung des Gerichts. Einige Gerichte führen sog. Verwalterlisten (idR nicht geschlossen).  RA X wollte in solche Liste des InsG aufgenommen werden. Gericht lehnte ab, weil bereits ausreichende Zahl von InsVerwaltern vorhanden sei.

RA legt dagegen Beschwerde gem. §§ 23 ff EGGVG ein (Justizverwaltungsakt“). OLG weist diese Beschwerde zurück, da das Schreiben des InsGerichts mangels Bindungswirkung kein VA sei. Zudem handle das InsGericht im Rahmen rechtspr. Tätigkeit (Art.92 GG), die nicht unter 19 IV GG falle.

Hiergegen Vb des RA unter Berufung auf Art.3 I, 12 I, 19 IV GG: Versagung der Aufnahme in Liste verstoße gg R auf gleichen Zugang zu Amt des InsVerwalters.

BVerfG bejahte Verletzung von Art.19 IV (RSchutzgarantie) unter besonderer Berücksichtigung von Art.3 I und 12 I GG.

- 19 IV GG ist eröffnet, wenn Gerichte nicht in Rspr-Funktion tätig werden. Vorauswahl ist keine Rechtsprechung, da InsGericht zwar unabhängig ist, hier aber kein „Entscheidungsakt“ über konkrete Rechte/Pflichten vorliege.

- Art.12 GG: Beruf weit auszulegen, auch untypische Tätigkeiten. Neue Berufsbilder können sich entwickeln. Dies ist auch bei Insolvenzverwaltern der Fall. Aufnahme in Liste berührt Zugang zu Berufsausübung als InsVerwalter (Chance, zum Verwalter ernannt zu werden, steigt). ( jeder Bewerber muss im Rahmen des § 56 InsO eine „faire Chance“ erhalten (Art.3 I GG: Chancengleichheit, Willkürfreiheit).

( Vorentscheidung über Aufnahme in Liste hat materielle Bedeutung für die Grundrechtsausübung des RA. „Entscheidung des Oberlandesgerichts ordnet nicht nur die Insolvenzverwalterbestellung selbst als Rechtsprechungstätigkeit ein, die keiner weiteren Kontrolle bedarf (ob dies zutrifft, lässt das BVerfG im vorliegenden Fall offen), sondern spricht auch der Vorauswahl jede rechtliche Relevanz ab, dies verletzt Art.19 IV GG, denn:

„Der Berufszugang wird damit weitgehend von den Zufälligkeiten der Bekanntheit eines Insolvenzbüros oder der Bekanntschaft zwischen potentiellen Insolvenzverwaltern, Richtern und Rechtspflegern abhängig. Die Entscheidung ist frei und unkontrolliert. Für den Zugang zum Bewerberpool, also zu dem Beruf, fehlen präzisierte rechtliche Maßstäbe und deren richterliche Kontrolle, obwohl Fragen der Eignung losgelöst von dem Zeitdruck einer konkret anstehenden Insolvenz in Ruhe geprüft und entschieden werden könnten.

Für eine solche justiziable Vorentscheidung besteht umso mehr Bedarf, als sich die Insolvenzen von Großunternehmen oder von Freiberuflern, die Fortführung von Betrieben in der Insolvenz je nach Branchenzugehörigkeit und die Verbraucherinsolvenzen - um nur einige Teilbereiche zu nennen - erheblich unterscheiden. An die Insolvenzverwalter werden insoweit ganz unterschiedliche Anforderungen gestellt. Ob die Richter auf den verschiedenen Auswahlebenen diesen Kriterien der Eignungsfeststellung gerecht werden, ist prüfungsfähig und -bedürftig. Auch Ermessensentscheidungen unterliegen rechtlicher Bindung. Sie müssen den jeweiligen Sachbereich angemessen vollständig in den Blick nehmen, dürfen keine allgemeingültigen Bewertungsmaßstäbe verletzen und sich nicht von sachfremden Erwägungen leiten lassen. Die korrekte Handhabung liegt sowohl im Interesse des Gemeinschuldners und der Gläubiger, aber ebenso im öffentlichen Interesse an einer geordneten und effizienten Rechtspflege. Vor allem greift jedoch der Vorgang gestaltend in die beruflichen Chancen und Betätigungsmöglichkeiten potentieller Insolvenzverwalter ein.“

An diese Entscheidung schloss sich zunächst ein Reformvorhaben InsO zur Untersagung geschlossener Verwalterlisten an, dieses wurde aber im Ergebnis nicht realisiert, so dass weiter grds. Ermessen des InsGerichts besteht. Aber Stärkung des Schuldner- und Gläubigereinflusses durch § 56 I 3 und 56 a InsO (grds. bindendes Vorschlagsrecht des vorläufigen Gläubigerausschusses bei Einstimmigkeit).

2) Beschluss vom 23.5.2006, s. Webseite BVerfG, www.bundesverfassungsgericht.de: nun zur Verwalterbestellung selbst.

Ergangen im Rahmen einer Vb gg einen Beschluss des OLG Hamm von 2004.

Nach § 6 InsO sind RBehelfe in InsO nur zulässig, soweit ausdrücklich vorgesehen. InsO sieht keine Beschwerde eines Bewerbers um Amt des InsVerwalter gg Nichtberücksichtigung (im Rahmen von § 56 InsO) vor.

Beschwerdeführer wurde nach eigenen Angaben ab dem Jahre 1998 zunächst vom Amtsgericht M. und dann nach Zuständigkeitsverlagerung vom Amtsgericht B. in etwa 350 Verfahren zum Insolvenzverwalter bestellt. Zur Bewältigung der Aufgaben bei der Führung von Insolvenzverfahren hält er nach seinem Vorbringen einen umfangreichen Mitarbeiterstab vor. Das Amtsgericht B. teilte dem Beschwerdeführer mit, dass er in die zentrale Datei des Gerichts mit den Namen derjenigen Personen, deren Eignung als Insolvenzverwalter von den zuständigen Richtern allgemein bejaht werde, aufgenommen sei.

Mitte 2004 beauftragte das Amtsgericht B. den Beschwerdeführer nach einem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens als Sachverständigen und bestellte ihn anschließend auch zum vorläufigen Insolvenzverwalter. Nach Erstattung eines Gutachtens durch den Beschwerde​führer eröffnete das Amtsgericht das Insolvenzverfahren, bestellte aber nicht den Beschwerde​führer, sondern einen früher bei ihm beschäftigten Rechtsanwalt zum Insolvenzverwalter. Nach Angaben des Beschwerdeführers wurde er seit Mitte Juni 2004 vom Amtsgericht B. nicht mehr zum Insolvenzverwalter bestellt und hierdurch in nahezu einhundert Verfahren nicht berücksichtigt.

Der Beschwerdeführer stellte bei dem zuständigen Oberlandesgericht im Verfahren zur Anfechtung von Justizverwaltungsakten (§§ 23 ff. EGGVG) die Anträge, die Bestellung seines früheren Mitarbeiters aufzuheben und an dessen Stelle ihn, den Beschwerdeführer, zum Insolvenzverwalter zu ernennen. Außerdem beantragte er, das Insolvenzgericht anzuweisen, ihn bei künftigen Bestellungsentscheidungen insbesondere als Insolvenzverwalter nicht zu übergehen.

Seine Beschwerde dagegen wurde vom OLG Hamm zurückgewiesen, da hier Rspr im funktionellen Sinne vorliege (damit kein JustizVA nach § 23 ff EGGVG), und in InsO insoweit kein RMittel vorgesehen sei. Hiergegen Vb.

Das BVerfG entschied nun zur Verwalterbestellung nach § 56 InsO selbst:

1. Art. 3 Abs. 1 GG vermittelt dem Bewerber um das Amt eines Insolvenzverwalters einen Rechtsanspruch auf fehlerfreie Ausübung des Auswahlermessens nach § 56 Abs. 1 InsO.

2. Es ist mit dem grundgesetzlichen Gebot effektiven Rechtsschutzes vereinbar, eine Anfechtung der Bestellung zum Insolvenzverwalter durch Mitbewerber und einen vorläufigen Rechtsschutz zur Verhinderung der Bestellung zu versagen. 

BVerfG: Anwendungsbereich Art.19 IV GG ist grds. eröffnet, da hier keine Rspr im engeren Sinn vorliegt (allenfalls im Verhältnis zu InsSchu und Gl, dagegen ggü InsVerwalter Gestaltung von Berufschancen). Offengelassen wird, ob Justizverwaltungsakt iSv §§ 23 ff EGGVG vorliegt. Umstand, dass InsO hier keinen Rechtsbehelf vorsieht, muss im Lichte der konkurrierenden Grundrechts​posititionen bewertet werden, insbes. auch Schutz des Art.14 der Gläubiger, dafür rasches und effektives InsVerf erforderlich. Damit keine unmittelbare „Konkur​ren​ten​klage“ des RA, aber z.B. Möglk. einer Feststellungsklage, dass Verwalterbestellung in konkretem Fall r-widrig war (ohne Auswirkung auf InsVerf selbst).

Aktuell: Nach dem Koalitionsvertrag 2018 (S.131 f.): sollten „gesetzliche Rahmen​bedingungen für die Berufszulassung und -ausübung von Insolvenzverwalterinnen und Insolvenzverwaltern sowie Sachwalterinnen und Sachwaltern [geregelt werden], um im Interesse der Verfahrensbeteiligten eine qualifizierte und zuverlässige Wahrnehmung
der Aufgaben sowie effektive Aufsicht zu gewährleisten. Zudem [soll] die Digitali​sierung des Insolvenzverfahrens konsequent [weiterentwickelt werden].

bbb) Beachte: Die GlVers kann einen anderen Verwalter wählen, § 57 InsO (aber dieser kann uU vom Gericht nicht bestätigt werden, z.B. bei Bestellung eines mit dem GroßGl eng zs-arbeitenden InsVerw).

 --> In der Praxis werden häufig Rechtsanwälte ernannt, aber nicht zwingend (auch z.B. Steuerberater o.ä. denkbar): nat. Personen!

- z.Zt. ist in Dt. keine formelle Qualifikation für die Ausübung der Tätigkeit eines Insolvenzverwalters vorgesehen, statt dessen erfolgt im wesentlichen training on the job. Auf freiwilliger Grundlage sind aber verschiedene Spezialisierungen möglich, z.B. zum Fachanwalt für InsR.

- Verband Insolvenzverwalter Deutschlands (VID), Arbeitskreis InsolvenzR im DAV, INSOL International etc.
bb) Befugnisse des InsVerw: insbes. §§ 80 ff, 148 ff Verwaltung + Vfg über die Masse (einschl. Verwertung); §§ 174 ff Entgegennahme der Forderungsanmeldungen, ggf. §§ 177 ff Bestreiten der Forderungen; §§ 187 ff Mitwirkung an der Verteilung des Erlöses

Insbes. gilt nach hM für die dogmatische (aber auch praktische) Einordnung der Rechtsstellung des Insolvenzverwalters die so genannte Amtstheorie = "Partei kraft Amtes": danach handelt der Insolvenzverwalter bei der Wahrnehmung seines Amtes in eig. Namen, aber mit Wirkung für/gegen die Masse. Vgl. § 116 S.1 Nr.1 ZPO
[andere Auffassung: InsVerwalter ist Vertreter der Gl oder Vertreter des InsSchu oder Organ der InsMasse]. Bedeutung dieses Theorienstreits gering, allenfalls Arg-Hilfe, z.B. ob InsSchu im vom Verwalter geführten Verfahren Zeuge ist (hM bejaht dies).]

cc) Pflichten des InsVerw:

- examenswichtig Haftung §§ 60, 61 InsO, ggf. iVm § 92 InsO: Haftung im Innenverhältnis, ggü allen, denen er nach InsO Pflichten zu erfüllen hat (InsSchu, InsGl, MasseGl u.a.). Nach hM sui generis-Haftung deliktsähnlichen Charakters.

- Daneben ist Haftung im Außenverhältnis möglich, z.B. aus Vertrag, Delikt (Haftung trifft grds. die InsMasse, aber uU Regress).

Beispielsfall: Insolvenzverwalter I. findet im Lager des schuldnerischen Unternehmens einen beweglichen Gegenstand vor, der – wie dem Verwalter – nicht bekannt ist, dem X gehört. I veräußert den Gegenstand. X erfährt nachträglich davon und verklagt den I. auf Schadensersatz.

§ 60 InsO

1) Passivlegitimation: Insolvenzverwalter und vorl. InsVerwalter (21 II Nr.1 InsO)

2) Aktivlegitimation: „Beteiligte“ = alle Personen, denen ggü. der InsVerwalter gemäß der InsO (= „insolvenzspezifische“) Pflichten zu erfüllen hat: dazu zählen auch Aus- und Absonderungsberechtigte, § 47, 49 ff InsO

3) Pflichtverletzung:

a) Insolvenzspezifische Pflicht: hier Herausgabe des Gegenstandes, § 47 iVm (zB) § 985 BGB.

b) Pflichtverletzung: ja, wenn Gegenstand X gehörte.

c) Kausalität Pflichtverletzung – Schaden

d) Verschulden, § 276 mit Modifikation § 60 I 2: Zustimmung GlAusschuß GlVersammlung wirkt grds. Schuldausschließend (aber Ausn. denkbar). Bei Hilfspersonen gilt § 278 (arg. § 60 II; a.M. § 831 analog) – Hier Verschulden Tatfrage.

§ 60 InsO kann mit anderen Anspruchsgrundlagen konkurrieren, z.B. §§ 823 ff BGB.

c) Gläubigerversammlung, §§ 74 ff InsO

aa) Die Gläubigerversammlung ist nach dem Gesetz das zentrale Organ für Meinungsbildung und Entscheidung der Gl ("Organisation"). Einberufen und geleitet vom InsGericht, § 76 S.1. TeilnahmeR: § 74 I 2 (neu: auch die absonderungsberechtigten Gläubiger!!). Abstimmung § 76: grds. nur Summenmehrheit der abstimmenden Gl nötig --> Dominanz von GroßGl. Z.T. anders in InsPlanVerf, § 244

bb) Wichtige Termine: 
- Berichtstermin § 29 Nr.1 iVm 156 (rasch)
- Prüfungstermin, § 29 Nr.2 iVm 176 
- Schlusstermin § 197 
- Erörterungs- und Abstimmungstermin über InsPlan, § 235 
- Sonstige Termine: s. §§ 74, 75

cc) Kompetenzen z.B. Wahl eines neuen Verwalters § 57, Wahl des GlAusschusses § 68, vorläufige Unternehmensfortführung § 157 S.1, Zustimmung zu besonders wichtigen Geschäften des InsVerw erforderlich, vgl. §§ 160 ff

d) Gläubigerausschuss, §§ 67 ff InsO: „kleineres“ Gläubigervertretungsorgan als die Insolvenzverwaltung, hat im InsVerf bestimmte Rechte und Pflichten.
- vorläufige Einsetzung durch InsGericht stets fakultativ möglich, aber uU obligatorisch, § 21 II Nr.1a iVm 22 a (ESUG!) und § 67 I, endgültig durch GlVers. § 68 
- Teilnahme: § 67 II:  divergierende Interessen der Gläubigergruppen: faktisch von Großgläubigern dominiert.
- Kompetenzen: unterstützt + überwacht InsVerw, § 69, uU ZustPflicht §§ 158 ff --> s. aber § 164 Wirksamkeit von Maßnahmen InsVerw nach außen


2. Verfahrensbeteiligte i.e.S. = Privatrechtssubjekte (grds.), die im Insolvenzverfahren mit bestimmten Rechten und Pflichten ausgestattet sind.
a) Einzelne Gläubiger

 aa) Sog. Insolvenzgläubiger, § 38 InsO: Inhaber von [dinglich ungesicherten] vermögens-r Ansprüchen gg. den Schu bei Eröffnung des InsVerf. Der Begriff der „Insolvenzgläubiger“ ist enger als derjenige der im Verfahren Rechte geltend machenden Gläubiger allgemein.

- handeln zum einen über ihre Organe (GlVers, GlAusschuss), z.T. in Gruppen (insbes. im InsPlanVerf §§ 286 ff), sonst individuell
- für ihre Rechtswahrnehmung gelten bestimmte Erleichterungen, z.B. vereinfachte FordFeststellung §§ 174 ff
- aber im Kern überwiegen Beschränkungen durch das InsVerf, vgl. § 87. Konkret z.B. ZV-Stopp §§ 88 ff, Beschränkungen der Aufrechnung §§ 94 ff.
- BeteiligungsRe im Verf, z.B. TeilnR an GlVers (insbes. StimmR § 77), rechtl. Gehör, Informationsrecht Recht zum Einlegen von RBehelfen, vgl. § 34

bb) MasseGl, § 53 ff InsO: insbes. Neugläubiger § 55 I Nr.1, aber auch 55 I Nr.2 (fortgeführte „alte“ Verträge).

cc) Aus- und Absonderungsberechtigte, §§ 47 ff, 49 ff InsO: insbesondere Gläubiger mit dinglichen Sicherungsrechten. Haben Vorzugsstellung im Verfahren: Befriedigungsvorrecht (s. §§ 165 ff InsO), dazu eigene Vorlesungsstunde.

dd) Sonstige, z.B. § 39 (nachrangige InsGl)


b) Insolvenzschuldner, §§ 11 f.: nat. P + j.P. (auch Gesellschaften), Kaufleute und Privatpersonen. Einschränkungen für jur. P. des öff. Rechts (§ 12 InsO).

--> Wertungshintergrund?

Auf Besonderheiten des Insolvenzverfahrens über Gesellschaften werde ich in einer gesonderten Veranstaltung eingehen (außerdem Erwähnung in jeweiligem Einzelkontext).


c) Dritte (= VerfBeteiligte ad hoc), s. § 28 III InsO (nur deklaratorisch; § 82 vorrangig)

Literaturhinweis zur Nacharbeitung: Foerste, §§ 4 – 9 (Verfahrensbeteiligte)

